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Ab dem 25. Mai gilt die Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO), die weit-
reichende Änderungen auch für Arzt-
praxen mit sich bringt. Verstöße können 
mit empfindlichen Geldbußen (bis zu 20 
Mio. bzw. 4 % des Jahresumsatzes – je 
nachdem, was höher liegt) geahndet wer-
den. Und: Es drohen kostenpflichtige 
Abmahnungen!

Eine zentrale Neuerung ist die sog. Da-
tenschutz-Folgenabschätzung. Die Pflicht 
trifft nach BÄK und KBV jede Praxis, in 
der eine umfangreichere Datenverarbei-
tung stattfindet als in einer durchschnitt
lichen Einzelpraxis. Wer zur Durchfüh-
rung der Datenschutz-Folgenabschätz
ung verpflichtet ist, muss regelmäßig 
auch einen Datenschutzbeauftragten be-
stellen und diesen der Aufsichtsbehörde 
anzeigen. Tipp: Wird kein Externer be-
auftragt, sollte der entsprechend qualifi-
zierte Mitarbeiter sorgfältig ausgewählt 
werden. Denn er genießt besonderen 
Kündigungsschutz. Wegen des mit den 
Neuerungen verbundenen großen Auf-

wands kann sich für Einzelpraxen, kleine 
BAGen und MVZ mit nur einem Versor-
gungsauftrag eine individuelle rechtliche 
Prüfung lohnen, ob entsprechende 
Pflichten tatsächlich bestehen.

Auf alle Ärzte kommen ferner neue und 
umfangreiche Informationspflichten zu. 
Patienten müssen darüber informiert 
werden, was mit ihren Daten geschieht 
und welche Rechte sie haben. Die Infor-
mationen sind den Patienten nachweisbar 
auszuhändigen. Der Verweis auf die Pra-
xishomepage reicht hier nicht aus. 

Auch die Informationen auf der Home-
page sind zu ergänzen, denn schon beim 
Aufruf simpler Homepages wird regel
mäßig die IP-Adresse des Nutzers erhoben. 
Diese ist ein „personenbezogenes Datum“ 
und löst Informationspflichten aus.

Die Umsetzung dieser und anderer Vor-
gaben – etwa das Anlegen eines Ver-
zeichnisses über die Datenverarbeitung, 
Prüfung der Verträge mit externen IT-
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„Letzter Drücker“: Datenschutz- 
Grundverordnung

MVZ: Gestärkt in 
die Plausibilitäts-
prüfung?

Zum 1. April haben KBV und Kassen die 
bundesweit gültigen Abrechnungsprü-
fungs-Richtlinien angepasst. Kein Scherz: 
Nun werden in Vollzeit angestellte Ärzte 
bzw. Therapeuten (mit 40 arbeitsvertrag-
lich vereinbarten Wochenstunden) wie 
Vertragsärzte erst dann auffällig, wenn 
ihr Quartalszeitprofil 780 Stunden über-
schreitet. Das sind rechnerisch in jeder 
der 13 Quartalswochen durchschnittlich 
mehr als 60 Stunden. Gute Nachrichten 
also für MVZ und Praxen mit angestell-
ten Ärzten, denn auch bei großem Pati-
entenzulauf, vielen Pauschalen und – 
nachweislich – zu hohen Prüfzeiten für 
viele Leistungen wird sich das Risiko ei-
ner Plausibilitätsprüfung zunehmend in 
Grenzen halten. Aber auch Vertragsärzte 
sollten profitieren, denn die unter KVen 
verbreitete Praxis, Ärzte bei Zeitprofil
überschreitungen auf 780 Stunden „zu-
rechtzustutzen“, erscheint logisch kaum 
noch haltbar. 

Dienstleistern, Ergänzung der Einwil
ligungsformulare – ist aufwändig. Wer 
kein Bußgeld riskieren will, darf keine 
Zeit mehr verlieren.

Unter www.db-law.de finden Sie weiter-
führende Informationen zum Thema. 
Außerdem prüfen wir gern für Sie, ob Sie 
eine Datenschutz-Folgenabschätzung 
durchführen und einen Datenschutz
beauftragten benennen müssen.
taisija taksijan, ll.m.�
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Ein vermeintlicher Arzt war sechs Jahre 
im Bereich „Viszeralchirurgie“ im Kran-
kenhaus tätig und in 336 Fällen als erster 
Operateur beteiligt, dann wurde ihm die 
Approbation entzogen. Er hatte sich diese 
durch Vorlage gefälschter Zeugnisse und 
Urkunden erschlichen. Dies führte nicht 
nur zur fristlosen Kündigung, sondern 
er wurde auch wegen Körperverletzung 
und Urkundenfälschung zu einer Ge-
samtfreiheitsstrafe von einem Jahr und 
10 Monaten verurteilt. 

Außerdem forderten die Ersatzkassen 
vom Krankenhaus die Erstattung gezahl-
ter Krankenhausvergütung in Höhe von 
über € 325.000 aus 38 Behandlungsfällen. 
Das Argument: Die Vergütung sei ohne 
rechtlichen Grund erfolgt, da das Kran-
kenhaus durch die Tätigkeit eines Nicht-

mediziners eine ungeeignete und damit 
nicht vergütungsfähige Leistung erbracht 
habe. Auch wenn der Operateur zum 
Zeitpunkt seiner Tätigkeit über eine 
wirksam erteilte Approbationsurkunde 
verfügt habe, sei die Approbation rück-
wirkend entzogen worden. Damit sei im 
Ergebnis kein Arzt tätig gewesen. 

Das Sozialgericht Aachen wies die Klage 
der Krankenkassen ab. Das Gericht ver-
neinte einen Rückzahlungsanspruch vor 
allem mit der Begründung, das Kranken-
haus habe entgegen der Auffassung der 
Krankenkassen auch im Falle der Tätig-
keit des fraglichen Operateurs eine „ärzt
liche Behandlung“ im Sinne des Rechts 
erbracht.
 
Daneben, und dies ist über den Einzelfall 
hinaus besonders interessant, hielt es 
das Gericht aber auch für unbillig, den 
Kassen einen Rückzahlungsanspruch 
zuzusprechen, weil die Leistungen doch 
in medizinischer Hinsicht ordnungsge-
mäß erbracht worden waren. Hier äu-
ßert sich u. U. Kritik an der Rechtsfigur 
des „normativen Schadens“. Nach dieser 
ist eine – aus medizinisch-fachlicher 
Sicht einwandfreie – ärztliche Leistung 
vergütungstechnisch nichts wert, wenn 
auch nur eine Abrechnungsvoraus
setzung nicht eingehalten wurde.

Würden aber, so das Gericht, die 
Krankenkassen die gezahlte Vergütung 
zurückerhalten, seien die Leistungs-
ansprüche der Versicherten erfüllt wor-
den, ohne dass es die Kassen etwas ge-
kostet hätte. Wörtlich: „Dass dies nach 
dem Inhalt, Sinn und Zweck der Beziehun­
gen zwischen den gesetzlichen Kranken­
kassen und dem Krankenhaus als Leistungs­
erbringer sowie dem Anstandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden nicht oder 
nur schwer in Einklang zu bringen ist, 
liegt auf der Hand“. 
prof. dr. martin stellpflug�

Erschlichene Approbation –  
aber Kassen scheitern mit Rück- 
forderungen 

Das Bundesgesundheitsministerium hat 
zwei Monate Zeit, die Richtlinie zu prüfen. 
Da die Gleichstellung im SGB V direkt an-
gelegt ist, ist mit einer Beanstandung 
nicht zu rechnen. 
Für Ärzte/Therapeuten mit reduziertem 
Versorgungsauftrag/Tätigkeitsumfang 

ist es diffiziler: Nicht nur werden ihre 
Aufgreifkriterien anteilig berechnet – 
sie können zudem auf „mögliche Fälle 
unzulässiger Fallzahlmehrung“ geprüft 
werden. Angesichts fehlender definier-
ter Obergrenze für die Leistungserbring
ung hälftig Zugelassener wird spannend, 

wie die einzelnen KVen dies handhaben.
Den KVen ist zudem nun freigestellt, ob 
sie die Aufgreifkriterien der einzelnen 
Ärzte in BAG und MVZ addieren. Bis 
jetzt mussten sie dies. Viele KVen haben 
die Vorgabe aber einfach ignoriert. 
dr. thomas willaschek�

Ärzte, deren Praxishomepage Hinweise 
auf die Durchführung von Schwanger-
schaftsabbrüchen enthält, laufen derzeit 
Gefahr, ins Visier der Ermittlungsbehör-
den zu geraten. Der Hintergrund: § 219a 
Strafgesetzbuch (StGB) verbietet Wer-
bung für den Schwangerschaftsabbruch 
und stellt Verstöße unter Strafe. Nach un-
ter Juristen umstrittener, aber verbreitet
er Auffassung sollen auch sachliche In-
formationen unzulässig sein. Die aktuel-
len Ermittlungsverfahren sind zumeist 
auf Strafanzeigen zurückzuführen. Deren 
Urheber durchforsten Praxishomepages 
von Gynäkologen oder einschlägige 
Branchenverzeichnisse im Internet und 
erstatten dann Strafanzeige. Die Staats
anwaltschaften wiederum sind gesetzlich 
verpflichtet, auf derartige Hinweise Er-
mittlungsverfahren einzuleiten.

Erst im November vergangenen Jahres 
hatte das Amtsgericht Gießen eine Allge-
meinmedizinerin wegen entsprechender 
Hinweise auf ihrer Homepage zu einer 
Geldstrafe von € 6.000,- verurteilt. In 
Folge dieses Verfahrens geriet die Straf-
bestimmung des § 219a in den Fokus der 
Öffentlichkeit und in die (standes-)poli-
tische Diskussion. Die Ärztekammer 
Berlin etwa forderte unlängst, die Straf-
barkeit sachlicher Informationen über 
die Durchführung von Schwanger-
schaftsabbrüchen abzuschaffen. In der 
Großen Koalition wird eine Änderung 
der Strafvorschrift derzeit kontrovers 
diskutiert, eine Einigung wurde noch 
nicht erzielt.

Wichtig für betroffene Ärzte: Das Straf-
verfahren wird nicht automatisch einge-
stellt, nur weil die Hinweise von der 
Homepage genommen oder die Einträge 
im Branchenverzeichnis geändert werden. 
dr. maximilian warntjen�

Werbeverbot für 
Abtreibung: Aktu-
elle Ermittlungs- 
verfahren
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Erfüllen Sie Ihren Versorgungsauftrag?  
Die KV prüft das! 
In Berlin zeichnen sich neue Verfahren 
ab: Die KV will erstmals prüfen, ob ihre 
Mitglieder in ausreichendem Maße an 
der vertragsärztlichen Versorgung teil-
nehmen. Das ist gesetzlich so vorgese-
hen. Die Regelung soll die Tätigkeit der 
Terminservicestellen unterstützen, in-
dem transparent wird, wer noch Behand
lungskapazitäten hat. 

Wer im Umfang eines vollen Versorgungs- 
auftrags zugelassen ist, muss mindestens 
20 Wochenstunden zur Verfügung ste-
hen; ein im Umfang eines hälftigen Ver-
sorgungsauftrags zugelassener Vertrags-
arzt mindestens 10 Wochenstunden. 

Anhand der Abrechnungsdaten soll nun 
überprüft werden, ob diese Mindestzeit 
eingehalten wurde. 

Wenn ein Vertragsarzt die Mindestvor-
gaben nicht erfüllt, drohen Sanktionen: 
Die Disziplinarordnung sieht nicht nur 

eine Geldbuße von bis zu € 50.000 vor, 
sondern es kann auch das Ruhen der Zu-
lassung angeordnet oder sogar ein Zulas-
sungsentziehungsverfahren eingeleitet 
werden. 

Wer sich nicht sicher ist, ob es „kritisch“ 
werden könnte, sollte anhand seiner Ab-
rechnungsdaten seine durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit ermitteln. Hierbei 
dürften krankheits- und urlaubsbeding-
te Fehlzeiten in bestimmten Fällen Be-
rücksichtigung finden.

Wenn sich ein zu geringer Tätigkeitsum-
fang ergibt, sollte dieser sofort erhöht 
oder über Alternativen nachdacht wer-
den: Über ein Jobsharing kann etwa der 
Tätigkeitsumfang erheblich gesteigert 
werden. Und wer bei vollem Versorgungs
auftrag feststellt, eigentlich nur 12 Wo-
chenstunden tätig sein zu wollen, könn-
te über eine hälftige Praxisabgabe nach-
denken. Falls nur vorübergehend ein 
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geringerer Tätigkeitsumfang absehbar 
ist, etwa wegen einer Krankheit, der Pfle-
ge eines nahen Angehörigen oder einer 
Fortbildung, kann das Ruhen der Zulas-
sung eine Option sein. 
anne marie norrenbrock�  
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1. Abwesenheit niemals ohne 
Vertretung
Der Vertragsarzt ist verpflichtet, bei Ab-
wesenheit für einen Vertreter zu sorgen. 
Bei laufenden Behandlungen ergibt sich 
diese Verpflichtung auch aus dem mit 
dem Patienten geschlossenen Behand-
lungsvertrag. Sprechen Sie sich deshalb 
mit Kollegen ab, damit auch kurzfristige 
Ausfälle (plötzliche Erkrankung) abge-
deckt sind.

2. Zwei Möglichkeiten der Vertretung
Sie haben die freie Wahl: entweder bit-
ten Sie einen Kollegen, die Patienten in 
seine Praxis zu übernehmen (sog. „kolle-
giale Vertretung“). Dann ist ein Aushang 
für die Patienten und eine Ansage auf 
dem Anrufbeantworter erforderlich. 
Oder Sie holen einen Vertreter zu sich in 
die Praxis („Praxisvertreter“, Abrech-
nung über Ihre LANR und BSNR). Ach-
tung: Behandelt der Praxisvertreter 
falsch oder unwirtschaftlich, haften Sie! 
Deshalb unbedingt Freistellungsklau-
seln im Vertrag mit dem Vertreter ver-
einbaren.

3. Cave: BAG
Innerhalb der BAG gibt es keine „echte“ 
Vertretung. Der anwesende Partner 

rechnet über seine LANR ab – was zu 
Problemen im RLV führen kann. Deshalb 
bei längeren Abwesenheiten besser einen 
externen Vertreter engagieren (der dann 
LANR und „Budget“ des Abwesenden 
nutzt). 

4. Bei Praxisvertretern zeitliche 
Höchstgrenze beachten
Eine Vertretung ist nur bis zur Höchst-
dauer von drei Monaten zulässig. Zur Be-
rechnung sind sämtliche Vertretungszei-
ten während der letzten 12 Monate zu 
addieren. Soll die Vertretung länger dau-
ern, bedarf sie der vorherigen Genehmi-
gung durch die KV. Einzelheiten sind in 
einer neuen Verwaltungsrichtlinie fest-
gelegt. Weiterhin unzulässig: der Dauer-
vertreter, z.B. jeden Mittwochnachmit-
tag.

5. RLV-Probleme vermeiden
Wer seine Praxis wegen Urlaubs schließt, 
kann im entsprechenden Quartal des 
Folgejahres ein Budgetproblem bekom-
men. Beispiel: wer im dritten Quartal 
2018 einen längeren Urlaub plant und 
deshalb das zugewiesene RLV nicht aus-
schöpfen kann, wird im dritten Quartal 
2019, in dem voll gearbeitet werden soll, 
ein entsprechend niedriges RLV erhal-

ten. Stellen Sie deshalb bei der KV einen 
Antrag auf Übertragung der im dritten 
Quartal 2018 nicht ausgeschöpften 
RLV-Fälle auf das dritte Quartal 2019. 
Achtung: der Antrag kann nur bis Ende 
des dritten Quartals 2018 gestellt wer-
den.

6. Fortbildung auch nachweisen
Wer zwar seiner Fortbildungspflicht 
nachkommt, dies aber gegenüber der KV 
nicht rechtzeitig nachweist, wird zwin-
gend mit einer ärgerlichen, weil unnöti-
gen 10 prozentigen Honorarkürzung be-
legt. Erkundigen Sie sich deshalb recht-
zeitig vor Ablauf des 5-Jahres-Zeitraums 
nach Ihrem Punktestand und weisen Sie 
absolvierte Fortbildungen am besten 
zeitnah der KV nach.

7. Sicherstellungsassistent bei 
Krankheit beantragen
Wer krankheitsbedingt oder wegen der 
Pflege von Angehörigen nur noch einge-
schränkt arbeiten kann, kann von der 
KV einen Sicherstellungsassistenten ge-
nehmigt bekommen. Vorteil: Anders als 
der Vertreter darf der Sicherstellungsas-
sistent gemeinsam mit Ihnen in der Pra-
xis tätig sein.
torsten münnch�

7 Tipps zu Urlaub, Krankheit, Fortbildung
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